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 »Das Recht auf Selbst­
bestimmung schließt aus­
drücklich das Recht ein, 
keine Entscheidung zu 

treffen, ohne dass daraus 
persönliche Konsequenzen 

erwachsen.«

»Organspende« als Normalfall?
Einwilligungsregeln wieder auf der Agenda des Bundestags

den und liegt dem entnahmewilligen Arzt auch 
keine andere Quelle mit einem schriftlichen  
Widerspruch vor, darf er nicht einfach die 
Organentnahme veranlassen. Vielmehr wäre 
er auch mit einer neu eingeführten »Wider-
spruchslösung« verpflichtet, die nächsten 
Angehörigen des möglichen Organspenders 
zu kontaktieren und zu befragen, ob ihnen ein 
»schriftlicher Widerspruch oder ein der Organ-  
oder Gewebeentnahme entgegenstehender 
Wille« bekannt ist. Nur wenn die Angehörigen 
angeben, nichts von Widerspruch oder ableh-
nender Haltung zu wissen, dürfte die Explanta
tion stattfinden.

Dem Konzept des Bundesrates inhaltlich 
sehr ähnlich ist ein Gesetzentwurf, den eine 
fraktionsübergreifende Gruppe um Sabine Ditt-
mar (SPD), Gitta Connemann (CDU), Armin 
Grau (Grüne) und Julia-Christina Stange (Linke) 
Anfang Mai in der Bundespressekonferenz 
vorgestellt hat. Das Papier, unterstützt auch von 
den Ex-Gesundheitsministern Karl Lauterbach 
(SPD) und Jens Spahn (CDU), fordert eine 
»Widerspruchsregelung«. Auch nach diesem 

Entwurf müssen die Ange-
hörigen nach dem ihnen 
bekannten oder vermute
ten Willen des potenziellen 
»Spenders« gefragt werden,  
wenn von ihm oder ihr 
keine Erklärung im Regis
ter gespeichert ist oder 
andernorts schriftlich 
vorliegt.

Abgelehnt werden beide 
Gesetzentwürfe von einer 

weiteren Gruppe von Parlamentarier*innen, 
darunter Michael Brand (CDU), Lars Castel-
lucci (SPD), Ates Gürpinar (Linke), Kirsten 
Kappert-Gonther (Grüne) und Stephan Pilsin
ger (CSU). Die Gruppe hat sich auf einen 
eigenen Antrag geeinigt, Überschrift: »Freiwil-
ligkeit der Organspende sichern, Aufklärungs- 
und Registrierungspotenziale heben«. In einer 
Pressemitteilung vom 6. Mai schreibt sie, die 
Widerspruchsregelung sei »ethisch höchst pro- 
blematisch« und es gebe auch »keine belastbaren 
Belege« dafür, dass sie zu mehr Organspenden 
führe. »Schweigen darf nicht als Zustimmung 
gewertet werden«, betont diese Gruppe. »Das 
Recht auf Selbstbestimmung schließt ausdrück
lich das Recht ein, keine Entscheidung zu 
treffen, ohne dass daraus persönliche Konse-
quenzen erwachsen.«  

Was Brand, Castellucci, Kappert-Gonther 
und Kolleg*innen antreibt, wird in ihrer gemein- 

Der Bundestag wird am 24. Juni in einer 
»Orientierungsdebatte« 120 Minuten lang 
erörtern, ob die Einwilligungsregeln zur 
»Organspende« reformiert werden sollen 
oder nicht. Parlamentarische Vorschläge, 
die geeignet wären, jede Fremdbestimmung 
konsequent auszuschließen, sind bisher 
aber nicht in Sicht. Stattdessen ist mal 
wieder die sogenannte Widerspruchsrege-
lung im Gespräch. Richtig ernst wird es im 
Herbst, dann wird das Gesetzgebungsver-
fahren an Fahrt aufnehmen.

Bekannt sind bislang drei Dokumente: ein 
Gesetzentwurf des Bundesrats sowie zwei 

Vorschläge aus den Reihen des Parlaments, je-
weils entworfen von Abgeordneten, die sich für 
dieses Projekt fraktionsübergreifend zusammen-
geschlossen haben.

Der Gesetzentwurf des Bundesrates, im No-
vember in den Bundestag eingebracht (→ BIOS-
KOP Nr. 112), strebt erneut an, die Bürger*innen 
per »Widerspruchslösung« zu bewegen, ihre 
Bereitschaft zur Organentnahme zu erklären 
und freiwillig an das zen
trale Organspende-Register 
zu übermitteln. »Mit der 
Einführung einer Wider-
spruchslösung«, heißt es in 
der Gesetzesbegründung, 
»würde die Organspende der 
Normalfall und nicht mehr 
der durch ausdrückliche  
Zustimmung herbeizu
führende Sonderfall.«

Am praktischen Vorgehen 
im Ernstfall, also nach fachärztlicher Feststel-
lung des »Hirntods«, würde die vom Bundesrat 
gewünschte Reform im Kern kaum was ändern. 
Denn die angestrebte »Widerspruchslösung« 
bedeutet rechtlich nicht, dass alle Menschen, die 
keine Erklärung zur Organentnahme abgegeben 
haben, nach der »Hirntod«-Diagnose automa-
tisch auf den OP-Tisch zwecks Explantation 
kommen würden. Vielmehr würde auch künftig 
im Prinzip so gehandelt werden müssen, wie 
das nach derzeit geltender Rechtslage vorge-
schrieben ist.

Im Gesetzentwurf des Bundesrates regelt 
§ 4 die »Entnahme bei fehlender Erklärung des 
Spenders«. Demnach muss ein Arzt, der Organe 
eines als »hirntot« diagnostizierten Menschen 
entnehmen möchte, sich zunächst vergewissern, 
ob im zentralen Organspende-Register eine Ja- 
oder Nein-Erklärung des Betroffenen gespei-
chert ist oder nicht. Ist dort kein Eintrag zu fin-

Fremdbestimmung per 
Gesetz ausschließen!

Das aktuelle Gesetzes­
vorhaben zwecks Einführung 

einer Widerspruchsrege­
lung ist nicht wirklich neu. 

Sehr ähnliche Reformpläne 
wurden bereits Mitte 2024 

vorgelegt (→ BIOSKOP Nr. 106) 
und sollten eigentlich in 2025 

im Bundestag abgestimmt 
werden, wozu es wegen der 
vorgezogenen Bundestags­
wahl am 23. Februar 2025 

nicht mehr kam. BioSkop e.V. 
hatte am 1. Dezember 2024 

eine 4-seitige Stellungnahme  
unter der Überschrift »Organ- 

entnahme und das Recht 
auf freie Entscheidung« 

vorgelegt und auch an die 
Parlamentarier*innen 

geschickt – zentrale For­
derung: »Fremdbestimmte 

Explantationen darf es nicht 
mehr geben! § 4 des Trans­
plantationsgesetzes (TPG), 

der die Organentnahme ›mit 
Zustimmung anderer Perso­
nen‹ regelt, muss ersatzlos 
gestrichen werden.« Außer­

dem dürften künftig nur noch 
Infomaterialien zur »Organ­
spende« aus Steuergeldern 

finanziert werden, die neutral 
und ergebnisoffen aufklären. 
Die Stellungnahme ist weiter 

inhaltlich aktuell; sie ist im 
Wortlaut auf der BioSkop-

Homepage ebenso nachzule­
sen wie weitere hintergründi­
ge Artikel zu »Organspende« 

und Transplantationsmedizin:
https://www.bioskop-forum.de/

bioskop-themen/koerper-als- 
rohstoff/transplantationsmedizin

Klaus-Peter Görlitzer 
(Hamburg), Journalist,  

verantwortlich für  
BIOSKOP
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Mehr Nieren in Aussicht

Die Zahl der Nieren, die von 
gesunden Menschen für 
Transplantationen entnommen 
wurden, könnte bald deutlich 
steigen. Den rechtlichen Weg 
bahnt ein Gesetzentwurf der 
CDU/CSU/SPD-Regierung 
(→ BIOSKOP Nr. 113), den der 
Bundestag am 26. März mit 
großer Mehrheit beschlossen 
hat. Dagegen stimmten nur 
die Linken, die AfD enthielt 
sich. Zentrale Neuerung ist 
die Abschaffung des »Sub­
sidiaritätsgrundsatzes«. 
Gestrichen wurde die im 
Transplantationsgesetz (TPG) 
jahrzehntelang geltende 
Regel, wonach eine Organent­
nahme bei Lebenden nur zu­
lässig ist, wenn im Zeitpunkt 
der Explantation kein geeig­
netes Organ eines »Hirntoten« 
zur Verfügung steht. Künftig 
dürfen Transplantationen 
nach Lebendnierenspende  
auch bei Patient*innen ausge- 
führt werden, die nicht dialyse­
pflichtig sind; die Übertragung 
des fremden Organs soll auch 
als eine der Dialyse vorbeu­
genden Therapie zulässig sein. 
Zudem wird mit der Reform 
die bisherige Vorgabe im TPG  
abgeschafft, dass eine Nieren- 
lebendspende nur erlaubt ist 
unter Verwandten, Eheleuten 
und anderen Menschen, die 
sich persönlich nahestehen. 
Nun dürfen Nierenspenden 
auch »überkreuz« stattfinden –  
unter Paaren, die sich gar  
nicht kennen. Zwecks Ver­
mittlung und Umsetzung der 
»Überkreuzlebendnieren­
spenden« wird ein nationales 
Programm aufgebaut. Zu den  
wenigen öffentlichen Kriti­
ker*innen dieser Reform 
gehören Menschen, die sich 
schon eine Niere für Angehö­
rige haben entnehmen lassen. 
Deren Interessengemein­
schaft Nierenlebendspende 
(IGN) warnt in einer Presse­
mitteilung vom 30. März ein- 
mal mehr vor »Langzeitrisi­
ken«. Für geschädigte Spen- 
der*innen ist es laut IGN 
»auch zukünftig erheblich 
erschwert, eine verlässliche 
sozialrechtliche Absicherung 
zu erhalten«.

→ samen Pressemitteilung wie folgt skizziert: 
»Wir brauchen mehr Organspenden. Dies soll 
mit Freiwilligkeit und besserer Aufklärung und 
Erleichterungen bei der Dokumentation des 
eigenen Willens erreicht werden. Die Wider-
spruchsregelung ist eine Scheinlösung.« In 
ihrem Antrag fordert diese Gruppe die Bundes-
regierung auf, die »Kommunikationsstrategie 
zur Organspende« weiterzuentwickeln – »syste-
matisch« und »mit dem Ziel, dass sich möglichst 
alle Bürgerinnen und Bürger zeitnah nach 
ihrem 18. Geburtstag mit dem Thema auseinan-
dersetzen und ermutigt werden, ihren Willen zu 
dokumentieren«. Das für eine solche Strategie 
notwendige Geld solle im Bundeshaushalt aus 
Steuermitteln bereitgestellt werden, konkrete 
Beträge nennt der Antrag nicht.  

Das Gesetzgebungsverfahren wird erst nach 
der parlamentarischen Sommerpause so richtig 
beginnen. Wie es ausgehen wird, ist angesichts 
des vor einer Abstimmung wohl aufgehobenen 
Fraktionszwangs völlig offen. Möglich, dass 
am Ende von den beiden ähnlichen Entwürfen 
des Bundesrats und der Gruppe um Dittmar 
nur einer übrig bleiben wird, um die Durch-
setzungschancen bei einer sich abzeichnenden 
Kampfabstimmung zu verbessern. 

Notwendig ist aber vor allem, die Perspek
tive zu weiten und einen Antrag vorzulegen, wie 
ihn BioSkop seit Jahren und in einer ausführ-
lichen Stellungnahme gefordert hat, um jede 
Fremdbestimmung bei Organentnahmen kate-
gorisch auszuschließen (→ Randbemerkung  
auf Seite 8).�  

Brandmauer, Ethik, Taktik

Steht im Bundestag ein Vorhaben zur  
Abstimmung, das medizinethische Fragen 

wesentlich berührt, wird vorher der sogenannte 
Fraktionszwang in der Regel aufgehoben – das 
bedeutet: Die Abgeordneten können im Prinzip 
so entscheiden, wie sie es persönlich für richtig 
halten, nach bestem Wissen und Gewissen. Das 
könnte bald wieder so kommen, wenn das Parla-
ment darüber entscheidet, ob die Einwilligungs-
regeln zur »Organspende« verändert sowie ein 
Monitoring pränataler Bluttests auf Trisomien 
(NIPT) eingeführt werden sollen.

Fast ein Viertel der Abgeordneten stellt die 
AfD, sie bildet seit der Bundestagswahl 2025 die 
zahlenmäßig größte Oppositionsfraktion. Im 
Parlament durchsetzen können die Rechtsextre-
men formal praktisch nichts; Wirkung entfalten 
sie, wenn andere Parteien (und auch Medien) 
auf AfD-Narrative reagieren, teils so oder so 
ähnlich daherreden – oder sogar originäre AfD-
Anliegen sinngemäß in Gesetzentwürfe über-
führen, etwa zum Umgang mit Geflüchteten.

Die »Brandmauer« der anderen Fraktionen 
steht aber noch: keine Zusammenarbeit, kein 
gemeinsamer Gesetzentwurf oder Antrag mit 
der AfD; keine Entscheidung anstreben, deren 
Durchsetzung davon abhängt, dass AfD-Stim-
men ihr zur notwendigen Mehrheit verhelfen.

Am 12. Juni hat nun die Frankfurter All-
gemeine Zeitung links oben auf Seite 1 getitelt: 
»Frister: Keine Brandmauer bei Ethikfragen«. 
Der Juraprofessor Helmut Frister ist Vorsitzen
der des Deutschen Ethikrates, laut FAZ hat 
er dieser bedeutenden Zeitung nun gesagt, er 
finde es nicht verwerflich, wenn es bei Abstim-
mungen über medizinethische Themen auch 
mal zu Mehrheiten komme, die ohne Stimmen 
von AfD-Abgeordneten so nicht hätten zustande 
kommen können. »Dieses Szenario«, zitiert 

die FAZ den Strafrechtler Frister, »sollte den 
Bundestag nicht davon abhalten, in eine solche 
Abstimmung zu gehen – sonst beschneidet er 
sich der Möglichkeit, über medizinethische  
Fragen ohne Fraktionsbindung abzustimmen.«

Über diese Positionierung und deren öffent
liche Wirkung sollten der gesamte Ethikrat 
und ihr Vorsitzender besser noch mal genau 
nachdenken. Fristers Einlassung kann und wird 
nämlich auch dazu vereinnahmt werden, als 
(neue oder künftige?) Normalität rhetorisch zu 
stützen, was in diesen Tagen hinter den Berliner 
Kulissen zwecks Vorbereitung der Abstimmungen 
zum NIPT-Monitoring und zur sogenannten 
Organspende-Widerspruchsregelung stattfindet: 
das zielstrebige Ausloten, ob und wer von der 
AfD bei diesen Vorhaben mitziehen wird oder 
nicht. Die FAZ hat am 12. Juni nämlich auch 
berichtet, dass die Gruppe derjenigen Abgeord-
neten, die sich derzeit bemüht, eine Mehrheit 
für ihren Gesetzentwurf zur Widerspruchs
regelung im Bundestag zu organisieren, Anfang 
Juni eine Infoveranstaltung zu ihrem Vorhaben 
abgehalten hat. Eingeladen wurden sämtliche 
Parlamentarier*innen und ihre Mitarbeiter*in
nen, inklusive derjenigen aus der AfD.

Die Sozialdemokratin Sabine Dittmar ist 
eine der Wortführerinnen pro Widerspruchs
regelung. Für ihr Vorhaben rechnet sie zwar 
nicht mit nennenswerter Zustimmung von 
AfD-Abgeordneten. Aber gerade die erwartete  
breite Ablehnung aus dem AfD-Lager könnte, so 
jedenfalls das Kalkül mancher Politstrateg*innen,  
womöglich zu einem erstaunlichen Effekt 
führen – eben dazu, dass diverse Abgeordnete 
aus den Reihen von Union, SPD, Grünen und 
Linken sich trotz persönlicher Ablehnung 
oder Bedenken vielleicht dazu bewegen lassen, 
dieses Mal doch für die Einführung der Wider-
spruchsregelung zu stimmen.    �  
� Klaus-Peter Görlitzer  


